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sönlichkeitsumstände im wesentlichen Ermittlungsergebnis 
findet ihre Grenze in der Straftat, die Gegenstand der Anklage 
ist. Zu diesen Umständen, die direkt oder vermittelt tatbezo­
gen relevant sind und im Tenor noch nicht enthalten sind, ge­
hören z. B. die Schulbildung, der erlernte Beruf, die zuletzt 
ausgeübte Tätigkeit, eine besondere Subjektqualifikation, die 
nicht tatbestandsmäßig relevant ist, die Einschätzung des Ar­
beitskollektivs zum Verhalten im Arbeitsprozeß (einschließ­
lich Disziplinarmaßnahmen), gesellschaftliche Aktivitäten, 
Vorbestraftheit (Dauer der letzten Strafe mit Freiheitsentzug, 
Tag der Haftentlassung), Verlauf des Wiedereingliederungs­
prozesses, Motive, Einstellungen und Ziele, tatbezogen rele­
vante Besonderheiten in der persönlichen Entwicklung des 
Angeklagten sowie Planung und Vorbereitung der Tat. Es ist 
i. d. R. nicht notwendig, die berufliche Entwicklung im einzel­
nen darzustellen und jede bisher ausgeübte Tätigkeit und Ar­
beitsstelle aufzuführen. Bezogen auf die jeweilige Straftat 
können Angaben zu den Vermögensverhältnissen, zum Ver­
halten im Freizeitbereich, zum Verhältnis zum Alkohol, zu 
psychischen Auffälligkeiten, zum Besitz einer Fahrerlaubnis 
und zur erworbenen Fahrpraxis im wesentlichen Ermittlungs­
ergebnis erforderlich sein.

Neben der ergänzenden Sachverhaltsdarstellung und Tä­
tercharakterisierung können im wesentlichen Ermittlungs­
ergebnis auch die Beweise gewürdigt, die Ursachen und Be­
dingungen sowie die Gesellschaftswidrigkeit bzw. Gesell­
schaftsgefährlichkeit der Straftat eingeschätzt werden.

In einigen Fällen ergeben sich für das wesentliche Ermitt­
lungsergebnis Besonderheiten. So ist in schwierigen Beweis­
lagen eine ausführlichere Beweiswürdigung erforderlich, z. B. 
beim Indizienbeweis oder bei einander widersprechenden 
Aussagen. Hier muß der Staatsanwalt begründen, warum er 
welcher Beweisquelle Glauben schenkt.

Erörterungen zur Rechtslage sind dann erforderlich, wenn 
die rechtlichen Bewertungen mit Fragen der Abgrenzung, 
Auslegung oder Anwendung der relevanten Strafrechtsnor­
men verbunden sind, die z. B. dazu zwingen, Standpunkte und 
Entscheidungen des Obersten Gerichts bzw. der Bezirksge­
richte zu zitieren. Bei Fahrlässigkeitsstraftaten sollen im we­
sentlichen Ermittlungsergebnis die relevanten Rechtspflicht­
verletzungen verbal dargestellt werden. Es ist nur in Aus­
nahmefällen richtig, ausdrücklich zu begründen, warum be­
stimmte Strafbestimmungen nicht angewendet werden (z. B. 
die Nichtanwendung der außergewöhnlichen Strafmilderung 
nach § 62 Abs. 3 StGB, wenn zwar wesentliche Voraussetzun­
gen dafür vorliegen, aber auch Umstände vorhanden sind, 
die die Nichtanwendung dieser Norm bewirken).

Bei einer Anklage gegen mehrere Beschuldigte mit zahl­
reichen Handlungen ist eine Gliederung vorzunehmen (z. B. 
nach Beteiligten, Tatzeit, Tatort, Begehungsform, Folgen). Es 
kann zweckmäßig sein, zunächst das Gesamtgeschehen darzu- 
stellen, um dann in Einzelkomplexen Besonderheiten jedes 
Beschuldigten zu erörtern.

In Strafverfahren gegen Jugendliche sind wegen der Be­
deutung der Erziehungssituation für deren strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit die wesentlichen erzieherischen Bedingungen 
des jugendlichen Beschuldigten darzustellen, insbesondere die 
Erziehungssituation im Elternhaus bzw. bei anderen Erzie­
hungsträgern. die Entwicklung der Persönlichkeit, Verhaltens­
auffälligkeiten, bisherige erzieherische Einflußnahme (z. B. 
durch die Organe der Jugendhilfe).

Wertungen zur Gesellschaftswidrigkeit bzw. Gesellschafts­
gefährlichkeit der Tat müssen sich mit der Sachverhaltsdar- 
stellung und Beschuldigtencharakterisierung verbinden, ohne 
das Plädoyer vorwegzunehmen. Es geht darum, erstmals das 
Maß der Verantwortungslosigkeit des Handelns zu bestim­
men und damit insbesondere den Charakter der Straftat zu 
begründen. Im Interesse einer sachlichen Darstellung sind 
moralisierende Bewertungen. Vermutungen, unbewiesene Be­
hauptungen und vulgarisierende Beurteilungen zu vermeiden. 
Für die Gesetzgebung ist diskussionswürdig, ob in bestimmten 
Fällen auf ein wesentliches Ermittlungsergebnis überhaupt 
verzichtet werden kann.11 Denkbar wäre das z. B. in den Ver­
fahren, in denen die materiellrechtlichen und strafprozessua­
len Bedingungen des Strafbefehlsverfahrens vorliegen, dieses 
jedoch nicht zum Zuge kommt, weil z. B. die Bedingungen für

die Verwirklichung einer Geldstrafe nicht bestehen. Der Straf­
befehl ist in seinem Aufbau einer Anklageschrift vergleichbar, 
enthält jedoch kein wesentliches Ermittlungsergebnis. Cha­
rakteristisch für diese Verfahren ist die geringe Tatschwere, 
der einfache Sachverhalt, die vollständige Aufklärung und das 
Geständnis des Beschuldigten. Unter diesen Bedingungen 
sind u. E. ergänzende Ausführungen zum Tenor nicht erfor­
derlich.

Anträge des Staatsanwalts

Die Anklageschrift schließt mit den Anträgen, in denen der 
Staatsanwalt seiner Verantwortung für das Strafverfahren 
entsprechend erneut zum Ausdruck bringt, daß er die Bedin­
gungen für das gerichtliche Verfahren als erfüllt ansieht. Er 
formuliert hier seine Vorstellungen über den weiteren Fort­
gang des Verfahrens. Hauptantrag des Staatsanwalts ist die 
Forderung, das Hauptverfahren vor der Strafkammer bzw. 
dem Senat des als zuständig bezeichneten Gerichts zu eröff­
nen und Termin zur gerichtlichen Hauptverhandlung anzube­
raumen. Andere Anträge z. B. zur Entscheidung über Scha­
denersatzanträge, über die Fortdauer der Untersuchungshaft 
oder die Zulassung gesellschaftlicher Ankläger oder gesell­
schaftlicher Verteidiger bzw. zur Ladung eines bestimmten 
Bürgers als Kollektivvertreter ergeben sich aus den jeweiligen 
Bedingungen der Sache.12

Vorschläge zum Ort und zur Zeit der Hauptverhandlung 
sowie über den zur Teilnahme an der Hauptverhandlung be­
sonders einzuladenden Personenkreis (§ 155 Abs. 3 StPO) un­
terbreitet der Staatsanwalt in einem gesonderten, die An­
klageschrift begleitenden Schreiben. Sie sind nicht Bestandteil 
der Anträge des Staatsanwalts, weil es sich um Entscheidun­
gen handelt, die die Art und Weise der Durchführung der 
Haüptverhandlung betreffen, für die das Gericht allein zu­
ständig ist.13

#

Es zeigt sich insgesamt: Die Anklageschrift ist ein entschei­
dendes, den Anklagevorwurf formulierendes, strafprozeßlei­
tendes Instrument. Ihre Gestaltung entsprechend den straf­
prozessualen Anforderungen trägt zur Rechtssicherheit der 
Bürger, zur Gerechtigkeit und Überzeugungskraft der Ent­
scheidungen im Strafverfahren bei.

11 Eine solche Überlegung ist nicht neu. Vgl. § 198 der StPO vom 
1. Februar 1877 (RGBl. Nr. 8 S. 253) bzw. § 200 der StPO vom 1. Fe­
bruar 1877 i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. März 1924 (RGBl. I 
Nr. 25 S. 322).

Vgl. auch H. Bein, „Bedarf jede Anklageschrift eines Abschnit­
tes .Wesentliches Ermittlungsergebnis1?“, in: Gesellschaftliche
Wirksamkeit des Strafverfahrens und differenzierte Prozeßform, 
Berichte der Humboldt-Universität, Berlin 1983, Heft 15, S. 27 ff.

12 Vgl. Handbuch für den Staatsanwalt, Berlin 1977, S. 104 f.; StPO- 
Kommentar. 2. Aufl., Berlin 1987, Anm. 2.2. zu §155 (S. 201).

13 Vgl. StPO-Kommentar, a. a. O., Anm. 3 zu §155 (S. 202). * 211

Neuerscheinung
Boris G. Solowjow: Von Plan „Weiß" zu „Barbarossa"
Die geheime Vorbereitung des zweiten Weltkrieges
Verlag Progreß Staatsverlag der DDR, Moskau/Berlin 1989
211 Seiten; EVP (DDR): 10,50 M
Anliegen des Buches ist es, die faschistische Szenerie der konkreten Vorbe­
reitung des zweiten Weltkrieges aufzudecken. Tarnung, Verschleierung, Irre­
führung des Gegners durch politische, ideologische und diplomatische Manö­
ver gehörten und gehören zum Wesen imperialistischer Kriegsvorbereitung. 
Das zeigt der Autor anhand historischer Tatsachen und Ereignisse. Er ent­
larvt damit Lügen und Entstellungen reaktionärer imperialistischer Geschichts­
schreibung und Publizistik, wonach der zweite Weltkrieg ein Präventivkrieg 
gegen eine angebliche Bedrohung und gegen eine „kommunistische Gefahr" 
aus dem Osten gewesen sei.
Aus dem Inhalt:
— Maßnahmen des faschistischen Deutschlands zur Geheimhaltung der 

Vorbereitung des Krieges gegen Polen
(Überraschungsfaktor im Blitzkrieg gegen Polen; Planung des Überfalls; 
geheimgehaltene Vorbereitung der Aggression)

— Aggression in Westeuropa
(Besonderheiten der militärischen Situation nach der Niederlage Polens; 
militärische Planung der Aggression; Sieg des Aggressors)

— Vorbereitung des Überfalls auf die UdSSR und das Scheitern des Blitz­
krieges —
(Mobilisierung der Kräfte der faschistischen Koalition für den Überfall 
auf die Sowjetunion; neue Variante des Blitzkrieges; Maßnahmen zur Er­
zielung der Überraschung des Gegners; Fiasko des Blitzkrieges).


